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Sektorale Heilpraktiker/-innen für 
Osteopathie wird es nicht geben

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig 
hat am 10. Oktober 2019 ein entsprechen-
des Urteil gefasst. Dieses ist letztinstanz-
lich und somit nicht mehr durch weitere 
Rechtsmittel angreifbar. 

Damit endet ein Verfahren, das sich 
über zwei Jahre hingezogen hat. Begon-
nen hat es in Heilbronn (Baden-Würt-
temberg); hier hat das Landratsamt 
entsprechende Anträge auf Erteilung ei-
ner Heilpraktikererlaubnis beschränkt 
auf den Bereich der Osteopathie abge-
lehnt. Die darauf folgenden Klagen der 
Abgewiesenen wurden auch vom Verwal-
tungsgericht Stuttgart negativ beschieden 
(4 K 5923/15, 4 K 5924/15, 4 K 5925/15). 

Die Erteilung einer auf ein therapeuti-
sches Teilgebiet beschränkten Heilkun-
deerlaubnis – so die Argumentation des 
VG Stuttgart – setze voraus, »dass die In-
halte der Tätigkeit verbindlich festgelegt 
seien. Es müsse klar sein, welche Behand-
lungsmethoden und Therapieformen um-
fasst seien, zur Behandlung welcher 
Krankheiten sie eingesetzt würden und wo 
ihre Grenzen lägen. Der Bereich der Osteo-
pathie erfülle diese Voraussetzungen nicht. 
Für den Osteopathen fehle es an einem ge-
setzlich bestimmten Berufsbild. Der Tätig-
keitsumfang werde nicht durch staatliche 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung defi-
niert und abgegrenzt. Auch zwischen den 
diversen Berufsverbänden im Bereich Os-
teopathie bestehe keine Festlegung auf ein-
heitliche und verbindliche Standards für 
die osteopathische Tätigkeit und Ausbil-
dung.« 

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich 
dieser Argumentation angeschlossen. In 
der Pressemitteilung des BVerwG heißt es 
dazu: »Das Berufsbild des Osteopathen ist 
nicht hinreichend klar umrissen, sodass es 
an der für eine sektorale Heilpraktikerer-
laubnis erforderlichen Abgrenzbarkeit der 
erlaubten Heiltätigkeit fehlt.« 

Der FDH begrüßt  
diese Entscheidung 

Das Urteil des BVerwG setzt den Bestre-
bungen, neben der sektoralen Heilpraktik-
erlaubnis für Gesundheitsberufe nun auch 
noch aus jeder Therapieform einen eige-
nen Heilpraktikerberuf zu schaffen, klare 
Grenzen. Es bestärkt unsere Berufspolitik: 
Patientensicherheit und Qualität der Heil-
kundeausübung kann es nur geben, wenn 
deren Ausübung eine vollumfängliche 
Heilpraktikererlaubnis oder ärztliche 
Approbation zugrunde liegt. Als einzige 
Ausnahme sehen wir den Bereich der 
Psychotherapie, der zur Tätigkeitsaus-
übung keine allgemein heilkundlichen 
Kenntnisse (wie etwa Anatomie, Physiolo-
gie, Pathologie und Arzneimittelkunde) 
erfordert und dessen Tätigkeitsumfang 
klar abgrenzbar ist.  

Sektorale Heilpraktikererlaubnis 
für Logopädie möglich

Das Bundesverwaltungsgericht hat in glei-
cher Sitzung auch über eine weitere Revi-
sion zum Thema sektorale Heilpraktiker-
erlaubnis entschieden.

So wurde der Klage einer ausgebildeten 
Logopädin stattgegeben. Sie hatte zu-
nächst in Baden-Württemberg die Ertei-
lung einer auf das Gebiet der Logopädie 
beschränkten (sektoralen) Heilpraktiker-
erlaubnis beantragt. Das beklagte Land 
lehnte dies ab, weil die Erlaubnis grund-
sätzlich nur unbeschränkt erteilt werden 
könne. Das Verwaltungsgericht Sigmarin-
gen hat indes eine solche eingeschränkte 
Zulassung bejaht. Die Berufung des 
beklagten Landes vor dem Verwaltungs
gerichtshof Baden-Württemberg ist ohne 
Erfolg geblieben, ebenso dessen Revision 
vor dem BVerwG.

Das BVerwG stellt indessen klar, dass 
»die Vorinstanzen zutreffend entschieden 
hätten. Die Klägerin kann eine auf das Ge-
biet der Logopädie begrenzte Heilpraktiker-

erlaubnis erhalten, sie muss sich dafür 
allerdings einer auf die beabsichtigte sekto-
ralen Heilkundeausübung zugeschnittenen 
Kenntnisüberprüfung unterziehen. Der Ge-
sundheitsfachberuf Logopädie ist auf eine 
Krankenbehandlung nach ärztlicher Ver-
ordnung ausgerichtet. Die Ausbildung in 
Logopädie berechtigt nicht zur eigenver-
antwortlichen Ausübung der Heilkunde. 
Die gesetzliche Fixierung des Berufsbildes 
steht andererseits einer eigenverantwort
lichen Ausübung der Heilkunde mit den 
Mitteln der Logopädie nicht entgegen, 
wenn die Voraussetzungen des Heilprakti-
kergesetzes für die Erteilung einer Erlaubnis 
erfüllt sind. Diese Erlaubnis kann bei aus-
gebildeten Logopäden/Logopädinnen auf 
ihr Fachgebiet beschränkt werden. Es ist im 
Lichte der Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 
GG nicht gerechtfertigt, die Klägerin auf 
den Erwerb einer uneingeschränkten Heil-
praktikererlaubnis und damit auf eine um-
fassende Kenntnisüberprüfung zu verwei-
sen, wenn sie nur auf dem abgrenzbaren 
Gebiet der Logopädie heilkundlich tätig 
werden will. Die nach dem Heilpraktiker-
recht zum Schutze vor Gesundheitsgefah-
ren vorgeschriebene Kenntnisüberprüfung 
ist auf solche Kenntnisse und Fähigkeiten 
zu beschränken, die zur eigenverantwort
lichen Anwendung von Logopädie erfor-
derlich und nicht bereits durch die Berufs-
ausübung vermittelt worden sind.«

Anmerkung: das Bundesverwaltungs-
gericht hält sich mit dieser Entscheidung 
an seine von ihm 2009 vorgegebene 
Rechtssystematik. Damals wurden die 
Verwaltungsgerichte in verschiedenen 
Bundesländern mit zahlreichen Klagen 
von Physiotherapeuten überzogen. Diese 
begehrten eine auf das Gebiet der Physio-
therapie bezogene Heilpraktikererlaubnis 
ohne dass sie die Heilpraktikerüberprü-
fung abzulegen hätten. Einige Landesver-
waltungsgerichte hatten dies zugestan-
den. Das BVerwG (Az: 3 C 19.08) entschied 
jedoch in einem anderen Sinne und gleich 
für alle anderen Gesundheitsberufe mit: 
»Das Berufsbild des Physiotherapeuten, 
ebenso wie das anderer Gesundheitsberufe, 
ist auf eine Krankenbehandlung nach ärzt-
licher Verordnung ausgerichtet.«

Sie berechtigen also nicht zur eigenver-
antwortlichen Ausübung der Heilkunde. 
Da jedoch ihre Tätigkeitsfelder aufgrund 

Das Bundesverwaltungsgericht hat zum 
Thema »sektorale Heilpraktikererlaubnis«  
weitere Entscheidungen getroffen
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strebt, hat das Bundesverwaltungsgericht 
aus formalen Gründen die Sache an die 
Vorinstanzen zurückverwiesen. Hier steht 
also eine höchstrichterliche Entscheidung 
noch aus.

Ursula Hilpert-Mühlig
FDH-Präsidentin

die zur eigenverantwortlichen Anwendung 
von Physiotherapie (analog andere Fach-
berufe) erforderlich und nicht bereits durch 
die Berufsausbildung vermittelt worden 
sind«.

In einem Parallelverfahren einer Kläge-
rin, die eine sektorale Heilpraktikererlaub-
nis für den Bereich der Ergotherapie er-
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ihrer Berufsbilder klar abgrenzbar seien, 
könne eine Heilpraktikererlaubnis bezo-
gen auf ihr jeweiliges Fachgebiet erteilt 
werden. Sie müssen sich jedoch einer 
nach dem Heilpraktikerrecht vorgeschrie-
benen Kenntnisüberprüfung unterziehen. 
Diese Kenntnisüberprüfung »müsse sich 
aber auf solche Kenntnisse beschränken, 

Ein Alkoholkater stellt eine Krankheit 
dar. Werbeaussagen, wonach ein 
Nahrungsergänzungsmittel einem Al-

koholkater vorbeugen beziehungsweise 
seine Folgen mindern soll, verstoßen 
damit gegen das Verbot, Lebensmitteln 
krankheitsbezogene Eigenschaften zuzu-
weisen, entschied das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main (OLG) mit dem am 
23.9.2019 veröffentlichtem Urteil.

Die Beklagte vertreibt und bewirbt zwei 
Nahrungsergänzungsmittel, deren Ver-

zehr dem Entstehen eines Katers nach 
Alkoholkonsum vorbeugen beziehungs-
weise die Wirkungen des Katers lindern 
sollen. Die Produkte sind in Form eines 
pulverförmigen Sticks (»Drink«) und einer 
trinkfähigen Mischung (»Shot«) erhältlich. 
Sie werden von der Beklagten umfang-
reich beworben, unter anderem mit den 
Aussagen: »Anti Hangover Drink« bezie-
hungsweise »Anti Hangover Shot«, »Natür-
lich bei Kater«, »Mit unserem Anti Hang-
over Drink führst Du Deinem Körper 

natürliche, antioxidative Pflanzenextrakte, 
Elektrolyte und Vitamine zu«.

Der Kläger ist ein Verein, zu dessen Auf-
gaben die Wahrung der gewerblichen In-
teressen seiner Mitglieder, insbesondere 
die Achtung der Regel des unlauteren 
Wettbewerbs gehört. Er wendet sich gegen 
zahlreiche Werbeaussagen der Beklagten. 
Das Landgericht hat der Klage im Wesent-
lichen stattgegeben.

Die hiergegen gerichtete Berufung hat 
auch vor dem OLG keinen Erfolg. »Infor-
mationen über ein Lebensmittel dürfen die-
sem keine Eigenschaften der Vorbeugung, 
Behandlung oder Heilung einer menschli-
chen Krankheit zuschreiben oder den Ein-

OLG Frankfurt am Main 

Unzulässige Werbung mit »Anti Hangover Shot« 


